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Agrarpolitik

Parafiskalische Landwirtschaftspolitil<
Die Folgen des Protektionismus auf dem Milchmarkt

Dr. Hugo Dicke und Horst Rodemer, Kiel

Das Überschußproblem in der europäisdien Landwirtsctiaft ist nadi wie vor ungelöst. Wissenschaft­
ler und Praktiker sudien nach dem geeigneten Ausweg. Einer Möglichkeit, Produktion und Nachfrage 
in Einklang zu bringen und den finanziellen Aufwand der öffentlichen Hand zu verringern. Aber 
nahezu alle Verbesserungsvorschläge nehmen den einmal eingeschlagenen Protektionskurs als un­
veränderlich hin. Die Senkung der staatlich garantierten Mindestpreise steht nicht zur Diskussion, 
viel weniger noch das Bekenntnis zu einer konsequenten Strukturpolitik. Der WD möchte mit dem 
folgenden Beitrag die Schwierigkeiten einer Landwirtschaftspolitik verdeutlichen, deren Aktionsspiel­
raum immer geringer wird.

Zur Beseitigung der Überschüsse auf dem 
iVIiichmarkt standen zunächst verschiedene 
Kontingentierungssysteme zur Debatte. Aber diese 

Systeme zielen darauf ab, das bisherige Milch­
preisniveau zu erhalten oder sogar noch anzu­
heben. Hierzu bieten sich grundsätzlich zwei Mög­
lichkeiten an:

□  Kontingentierung der Produktionsfaktoren im 
landwirtschaftlichen Betrieb,
□  Kontingentierung der Angebotsmengen von 
Rohmilch an die Molkereien.

Gegen die Einführung solcher Systeme sprechen 
insbesondere folgende N achte ile ’ ):
□  Für die entsprechenden Kontrollmaßnahmen, 
die zumindest den größten Mißbrauch ausschlie­
ßen, müßte ein sehr hoher Verwaltungsaufwand 
in Kauf genommen werden.
□  Der sich seit Jahren vollziehende Wandel in 
der Standort- und Bestandsgrößenstruktur würde 
erheblich gehemmt werden.

□  Jede Form der Milchkontingentierung würde 
sowohl innerhalb der gesamten Agrarbevölkerung 
als auch bei den Milcherzeugern schwerwiegende 
Änderungen der Einkommensrelationen herbei-

1) Eine ausführliche Darstellung der Probleme der „Milchl<ontin- 
gentierung“ findet sich bei H. R o d e m e r  und A.  R ö o k - 
s e i s e n :  Die Kontingentierung als Instrument der administra­
tiven Regulierung des Milchangebots. In; Agrarwirtschaft, 18. Jg. 
(1969), H. 4, s . 127 ff.

führen. Alle Betriebe, die keine oder, gemessen 
an ihrem Produktionsprogramm, relativ wenig 
Milch produzieren, würden gegenüber den Milch 
bzw. relativ viel Milch produzierenden Betrieben 
benachteiligt. Zudem würden die relativ kapital­
intensiven landwirtschaftlichen Betriebe von einer 
derartigen administrativen Einschränkung der 
Milchproduktion erheblich härter betroffen wer­
den als die arbeitsintensiven Betriebe.

Parafiskalische Maßnahmen

Aus diesen Gründen wurden die Kontingentie­
rungssysteme zumindest von wissenschaftlicher 
Seite fast einhellig abgelehnt. An ihrer Stelle 
sind die parafiskalischen Lösungsversuche in den 
M ittelpunkt der Diskussion gerückt.

Die parafiskalischen Maßnahmen sehen vor, durch 
Erhebung von Abgaben zugunsten öffentlich recht­
licher Fonds die Milcherzeuger in der EWG an 
der Bewältigung der Schwierigkeiten auf dem 
EWG-Milchmarkt zu beteiligen. Diese Abgaben 
haben deshalb einen parafiskalischen Charakter, 
weil sie nicht einer politischen Gemeinschaft 
wie Staat, Provinz oder Gemeinde zur Erfüllung 
ihrer allgemeinen Aufgaben zufließen. Sie wer­
den ausschließlich von bestimmten Personen­
oder Unternehmensgruppen zur (teilweisen) Spei­
sung öffentlich-rechtlicher Fonds erhoben, um 
bestimmte wirtschaftliche oder soziale Ziele, die
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im Interesse dieser Personen- oder Unterneh­
mensgruppen liegen, realisieren zu I<önnen2).

Folgende drei Konzeptionen wurden in jüngster 
Zeit zur Diskussion gestellt:
□  Die „G lobalkontingentierung“
□  Die „Differentialrentenabschöpfung“
□  Die „Interventionsproduktenabgabe“

Die sogenannte Globalkontingentierung wurde 
dem Ministerrat der EWG vom Bundesministerium 
fü r Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor­
geschlagen. Durch sie sollen die schwerwiegen­
den Nachteile von „echten“ Kontingentierungs­
systemen vermieden werden.

Globalkontingentierung

Das Konzept des BML sieht im einzelnen vor, in 
Höhe der Rohmilchlieferung an die Molkereien 
während einer Referenzperiode ein „EWG-Global- 
kontingent“ festzulegen. Überschreitet die Roh- 
milchaniieferung in dem der Referenzperiode 
folgenden Wirtschaftsjahr das „G lobalkontingent“ , 
w ird von der insgesamt in der Gemeinschaft an­
gelieferten Rohmilch eine einheitliche Abgabe er­
hoben. M it dieser Abgabe soll die Vernichtung der 
über das „G lobalkontingent“ hinausgehenden An­
lieferung zumindest teilweise finanziert werden.

Gegenüber den Kontingentierungssystemen hätte 
die „G lobalkontingentierung“ insbesondere den 
Vorteil, daß die Gefahr des zunehmenden D irekt­
absatzes an Handel und Verbraucher unter Um­
gehung der Molkereien relativ gering ist; denn 
die geplante Abgabe ist m it 0,9 Pf je  kg Roh­
milch so niedrig bemessen, daß sich das Verhält­
nis von Produktpreisen (für Milcherzeugnisse, 
insbesondere Trinkmilch) und dem Auszahlungs­
niveau (den Rohmilchpreisen) der Molkereien ge­
genüber dem bisherigen Zustand nicht nennens­
wert verschiebt.

Da die Höhe des „G lobalkontingents“ nach der 
bisherigen Rohmilchlieferung bemessen werden 
soll — also die bereits gegebene strukturelle 
Überproduktion m it einschließt — sieht das Bun-

, Vgl. Jean v a n  H o u t l e ;  Impôts et parafiscalité (Conference 
lu Centre d ’études bancaires, Oktober 1954, Nr. 51), zitiert nach 

A. M a g a i n und G. C o p p e é : Staatshaushalt und Finanz­
system Belgiens. In; Handbuch der Finanzwirtschaft, 3. Bd., zweite 
völlig neu bearbeitete Auflage, Hrsg. Wilhelm Gerloff und Fritz 
Neumark, Tübingen 1958, S. 284.

Dr. Hugo Dicke, 28, Dipl.-Landw., und Horst 
Rodemer, 31, Dipl.-Kfm., sind Assistenten 
am Institut für Betriebswirtschaft und Markt­
forschung der Bundesanstalt fü r M ilchfor­
schung in Kiel. Beide Autoren beschäftigen 
sich vorwiegend m it agrarpolitischen Fragen.

desernährungsministerium die Zahlung einer Ab- 
schlachtpräm ie'*) an diejenigen Landwirte vor, 
die zur Aufgabe der M ilchproduktion bereit sind. 
Das „G lobalkontingent“ des nächstfolgenden 
Milchwirtschaftsjahres soll dann um die Menge 
gekürzt werden, die der Milchleistung derjenigen 
geschlachteten Kuhbestände entspricht, für die im 
vergangenen W irtschaftsjahr Prämien gezahlt w or­
den sind.
Ob allerdings die geplante Abgabe in Höhe von 
0,9 Pf je  kg Anlieferungsmilch genügt, um einen 
nennenswerten Beitrag zum Erreichen des Markt­
gleichgewichts zu leisten, muß stark angezweifeit 
werden. Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei 
darauf hingewiesen, daß die Verfasser keines­
wegs die augenblickliche vollständige Aufgabe 
des Interventionssystems auf dem Milchmarkt be­
fürworten. Sie sind jedoch der Ansicht, daß die­
ser erste Schritt zur Beseitigung der Schwierig­
keiten auf dem Milchmarkt zu gering bemessen 
ist.
Soweit diese Konzeption darauf zielt, die Inan­
spruchnahme der öffentlichen Hand für die Über­
schußvernichtung zu vermindern und die Erlöse 
der Milcherzeuger zu senken, also die IVlilcher- 
zeuger zu einer Angebotsreduzierung zu veran­
lassen, ist sie zu begrüßen.

Schwerwiegende Nachteile

Gegenüber einer offenen, m it sozial-, struktur- 
und regionalpolitischen Maßnahmen einhergehen­
den Preissenkung weist die „Globalkontingen­
tierung“ jedoch schwerwiegende Nachteile auf:
□  Die Befürworter der „Globalkontingentierung“ 
zielen über die Erlösschmälerungen einseitig auf 
eine Angebotsreaktion der milcherzeugenden 
Landwirte ab. Sie verzichten darauf, durch Än­
derung des Preisniveaus für Milcherzeugnisse 
auch eine verbrauchsstimulierende Wirl<ung zu 
erzielen.
□  Da die technische Ausgestaltung die milch­
erzeugenden Landwirte nur unzureichend über 
den Charakter dieser Maßnahme informiert, kann 
wegen ihrer relativ geringen Höhe keine nennens­
werte Verhaltensänderung der Milcherzeuger er­
wartet werden: denn gerade der wesentliche Vor­
zug einer verhältnismäßig geringen Preissenkung 
— nämlich ihre Signalwirkung — wird bei der 
“ G lobalkontingentierung“ als einer „versteckten 
Preissenkung“ kaum wirksam.
□  Da unabhängig von der Vorteilhaftigkeit des 
Produktionsprogramms einer Molkerei die Abgabe
3) Vgl. Vorschläge des BML zur Beseitigung der Milchüberschüsse 
In der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft; hrsg. v. Bundes­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, als Manu­
skript vervielfältigt, Bonn 1969.
•*) Die ökonomischen Konsequenzen der Abschlachtprämie wurden 
näher dargestellt bei: H. R o d e m e r  und H. D i c k e ;  Zur 
Milchmarktpoiitik der EWG. In; Agrarwirtschaft, 17. Jg. (1968), 
S. 206 f.
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von jedem kg Anlieferungsmilch in gleicher Höhe Maßgabe der von ihm an Molkereien gelieferten
erhoben wird, kommt es zu (umfangreichen) Ein- Rohmiichmengen erhoben werden. M it den so
kommensumverteilungen bei den milcherzeugen- gewonnenen Mitteln sollen dann einkommens-
den Landwirten: denn die Absicht, auch die Mol- stützende Maßnahmen zugunsten der einkom-
kereien, die keine oder nur relativ wenig Inter- mensschwachen Milcherzeuger eingeleitet werden,
ventionsprodukte herstellen, über die Abgabe an Dadurch würde also eine Einkommensumvertei-
der Finanzierung der Überschußvernichtung zu lung zulasten der „wirtschaftlich erfolgreichen“
beteiligen, zielt der Tendenz nach auf eine Nivel- und damit auch meist größeren landwirtschaft-
lierung des Auszahlungsniveaus =) hin. liehen Betriebe erfolgen.
□  Abhängig vom Umfang der eintretenden Ein- Mit diesem Vorschlag w ird die bisher praktizierte,
kommensumverteilung w ird auch die künftige Ent- sozialpolitisch wenig wirksame Preispolitik, die den
Wicklung der landwirtschaftlichen Produktions- einkommensschwachen Landwirten nur wenig
Struktur von dieser Maßnahme beeinflußt. Dabei helfen konnte, infrage gestellt, und die sozialen
wird weniger die Betriebsgrößenstruktur als viel- Probleme werden als die wichtigsten Probleme des
mehr die Standortstruktur der Rohmilchproduk- Anpassungsprozesses der Landwirtschaft hervor-
tion nachteilig berührt. gehoben. Gleichzeitig würden von einer solchen
□  Schließlich sei noch auf den durch die Ver- Aktion angebotsdrosselnde Impulse ausgehen,
wirklichung der geplanten Maßnahmen verursach- Die Verwirklichung dieser Konzeption würde je-
ten Verwaltungsaufwand hingewiesen, der jedoch doch auch eine Reihe von Schwierigkeiten und
im vertretbaren Rahmen bleiben dürfte. nachteiligen Nebenwirkungen mit sich bringen.

Die Bestimmung des Personenkreises, der als 
D ,«a,ent,al,entenabsd.opfung Empfänger der Einkommensübertragungen in-

Nach diesem System soll von jedem einzelnen a „
milcherzeugenden Landwirt eine Abgabe nach Senkung der imerveniionspreise einträte.
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frage kommt, dürfte außerordentlich schwierig 
sein. Weder das Einkommen noch die Betriebs­
größe (ausgedrückt in landwirtschaftlicher Nutz­
fläche) sind problemlose Bemessungsgrundlagen 
zur Verteilung der Mittel. Eine annähernd ex­
akte Ermittlung der Einkommen der Landwirte 
ist auch dann nicht möglich, wenn ausführliche 
Buchführungsunterlagen vorhanden sind. Es be­
stünde also die Gefahr, daß — insbesondere in 
den südlichen Regionen der EWG — Mißbrauch mit 
dieser sozialen Einrichtung getrieben würde. Diese 
Probleme bestünden jedoch auch bei einer mit 
direkten Einkommenstransfers aus Steuermitteln 
verbundenen Interventionspreissenkung.

Eine wichtige Konsequenz einer derartigen Ein­
kommensverteilung wäre, daß der Konzentrations­
prozeß, d. h. der Wandel in der Betriebsgrößen­
struktur, und somit auch das von ihm abhängige 
Einkommenswachstum der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten gehemmt würde. Die Einkommens­
umverteilung würde nämlich die Vorteilhaftigkeit 
des Betriebsgrößenwachstums in dem Maße sen­
ken, wie (zusätzliche) Abgaben zu entrichten sind. 
Außerdem könnten wachstumswillige Betriebe aus 
Liquiditätsgründen an der Aufstockung ihrer Milch­
viehbestände gehindert werden. A llerdings wür­
den von einer Senkung des Interventionspreises, 
d. h. einer offenen Erzeugerpreissenkung, die 
gleichen konzentrationsstörenden Wirkungen aus­
gehen.

Verschärfung der sozialen Probleme

Gegenüber der offenen Erzeugerpreissenkung ist 
jedoch das „Abschöpfen der Differentialrenten“ 
durch eine weitere strukturkonservierende Kom­
ponente gekennzeichnet Ein Teil derjenigen Be­
triebe, die in den Genuß der verteilten Mittel 
kommen, würde (zumindest vorübergehend) da­
von abgehalten, aus der Landwirtschaft abzuwan­
dern. Diese Gefahr bestünde auch dann, wenn 
die Verteilung der Mittel produktionsneutral er­
folgen würde. Es könnten hierdurch den Land­
wirten, die sich sehr heftig gegen ein Ausschei­
den aus diesem Wirtschaftszweig sträuben, die­
jenigen Einkommensansprüche erfü llt werden, die 
sie als Untergrenze für ihr Verbleiben in der Land­
wirtschaft betrachten. Längerfristig würde dies 
zumindest der Tendenz nach zu einer Verschär­
fung der sozialen Schwierigkeiten der Agrarbe­
völkerung führen.

Wesentlich schwerwiegender ist allerdings ein an­
derer Nachteil. Ebenso wie bei der bisherigen 
„Hochpreispolitik“ handelt es sich bei der „Um­
verteilung der D ifferentialrenten“ um eine — wenn 
auch gezieltere -  Subventionierung der Landwirte 
über den Preis. Dies bedeutet aber, daß die 
„sozial schwächeren“ Bevölkerungsschichten (vor 
allem die kinderreichen Familien) zur Subventio­

nierung der Landwirtschaft in einem weit stärke­
ren Maße herangezogen würden, als dies bei 
einer Zahlung direkter Einkommenstransfers aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen an die Land­
w irte der Fall wäre.

Gegenüber einer Senkung der Interventionspreise 
hat das „Abschöpfen der Differentialrenten“ 
ebenso wie die „G lobalkontingentierung“ weiter­
hin den Nachteil, keine Senkung des Preisniveaus 
für Milcherzeugnisse zu bewirken, um auch von der 
Nachfrageseite her zur Verminderung der struk­
turellen Milchüberschüsse und Interventionsaus­
gaben beizutragen.

Interventionsproduktenabgabe

Die Vertreter dieses Systems lehnen die „Global­
kontingentierung“ , die alle Milcherzeuger solida­
risch zur Finanzierung der Qberschußbeseitigung 
heranziehen w ill, als ungerecht ab und empfehlen 
statt dessen, lediglich die Interventionsprodukte 
mit einer Abgabe zu belasten. Die Molkereien 
wären also die Abgabepflichtigen. Dies steht im 
Gegensatz zur „G lobalkontingentierung“ und 
„Differentialrentenabschöpfung“ , bei denen die an 
Molkereien gelieferten Rohmilchmengen Gegen­
stand und Bemessungsgrundlage der Abgabe und 
die Landwirte die Abgabepflichtigen sind ‘ ).

Das erklärte Ziel dieser parafiskalischen Abgabe 
ist die Verminderung der Ausgaben fü r die Milch­
m arktpolitik der EWG. Die Einnahmen aus dieser 
Abgabe sollen zur Finanzierung der Überschuß­
beseitigung beitragen. Die Erhebung einer sol­
chen Abgabe auf die Interventionsprodukte But­
ter und Magermilchpulver läuft in praxi auf eine 
Senkung des Preisstützungsniveaus fü r Milcher­
zeugnisse hinaus.

Verglichen m it der „G lobalkontingentierung“ und 
der „Abschöpfung der Differentialrenten“ hat die 
„Interventionsproduktenabgabe“ den Vorzug, auch 
von der Nachfrageseite her zu einer Verminde­
rung der strukturellen Milchüberschüsse und der 
Interventionsausgaben beizutragen, ln welchem 
Ausmaß das Preisniveau der einzelnen Milcher­
zeugnisse der Senkung des Preisstützungsniveaus 
folgt, hängt allerdings von den jeweiligen Markt­
bedingungen ab.

Die Absicht allerdings, auch die nicht an Inter­
ventionsstellen gelieferten Produkte Butter und 
Magermilchpulver m it der Abgabe zu belasten, 
bedeutet, daß ceteris paribus keine Veränderung 
der Verbraucherpreise fü r Butter und Magermilch­
pulver eintritt. Bei dem wichtigsten Überschuß­
produkt, der Butter, geht also von der Einführung 
dieses Systems keine verbrauchsstimulierende 
Wirkung aus. Der Beitrag, den die „Interventions-
«) Dies gilt auch dann, wenn die Mollcereien als Hilfsfisci fun­
gieren.
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produktenabgabe“ zur Verminderung der strul<- 
tureilen IVIiichüberschüsse und der Interventions­
ausgaben zu leisten vermag, ist desiiaib wesent­
lich geringer als der einer direkten Interventions­
preissenkung. Besser wäre es, lediglich die an 
Interventionsstellen gelieferten Produktmengen 
mit der Abgabe zu belasten.

Da die „Interventionsproduktenabgabe“ darauf 
gerichtet ist, die bisher betriebene Preisstützungs­
politik vor dem (völligen) Zusammenbruch zu be­
wahren, führt sie wie jede preispolitische Maß­
nahme, die das Preisniveau für Milcherzeugnisse 
über dasjenige hebt, das sich ohne staatliche 
Eingriffe gebildet hätte, zu erheblichen „sozialen 
Ungerechtigkeiten“ . Jede Form der Subventio­
nierung der Agrarbevölkerung über den Preis 
bewirkt, daß die „sozial schwächeren“ Bevölke­
rungsschichten wesentlich stärker belastet wer­
den, als es bei Zahlung direkter Einkommens­
übertragungen an die Landwirte aus dem allge­
meinen Steueraufkommen der Fall wäre.

Während die „G lobalkontingentierung“ und die 
„Differentialrentenabschöpfung“ die strukturkon­
servierenden Wirkungen der bisher betriebenen 
Preisstützungspolitik noch verstärken, werden 
durch die „Interventionsproduktenabgabe“ , da sie 
das Preisstützungsniveau senkt, die nachteiligen 
Strukturwirkungen der bisherigen Preisstützungs­
politik gemildert. Da jedoch die „Interventions- 
produktenabgabe“ die Fortführung der bisherigen 
Interventionspolitik ermöglichen soll, hat auch sie 
als Teil der Preisstützungspolitik strukturkonser­
vierende Wirkungen.

Wünschenswerter Tendenzumschwung

Abschließend läßt sich sagen, daß die zur Dis­
kussion gestellten parafiskalischen Maßnahmen 
einen wünschenswerten Tendenzumschwung ge­
genüber der bisherigen „Hochpreispolitik“ dar- 
stelien und daß sie gleichzeitig den Kontingen­
tierungssystemen eine Absage erteilen. A ller­

dings sind die parafiskalischen Maßnahmen ge­
genüber einer mit regional-, S t r u k t u r -  und sozial­
politischen Maßnahmen gekoppelten direkten In­
terventionspreissenkung durch eine Reihe von 
Nachteilen, insbesondere unerwünschten Neben­
wirkungen, gekennzeichnet.

□  Allen drei zur Diskussion gestellten Maßnah­
men ist die Wirkung gemeinsam, daß sie durch 
generelle Erzeugerpreissenkungen das Angebot 
dämpfen und damit die finanziellen Aufwendun­
gen der Staatshaushalte bzw. des Garantiefonds 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ver­
mindern. Im Gegensatz zur „G lobalkontingentie­
rung“ und zur „D ifferentialrentenabschöpfung“ 
hat die „Interventionsproduktenabgabe“ dabei 
den Vorzug, daß sie auch von der Nachfrageseite 
her zur Verminderung der strukturellen Milchüber­
schüsse und Interventionsausgaben beitragen 
könnte.

□  Als Instrumente zur Erhaltung der bisherigen 
Preisstützungspolitik haben die parafiskalischen 
Maßnahmen zumindest m ittelbar strukturkonser­
vierende Wirkungen, wobei das Ausmaß dieserW ir- 
kungen bei den einzelnen Maßnahmen unterschied­
lich groß ist. Während die „inten/entionsproduk- 
tenabgabe“ die strukturerhaltenden Wirkungen 
der bisherigen Preispolitik mildert, werden von 
der „G lobalkontingentierung“ und der „D ifferen­
tialrentenabschöpfung“ diese Wirkungen noch 
verstärkt.

□  Bei allen drei dargestellten parafiskalischen 
Abgabesystemen handelt es sich um eine Sub­
ventionierung der Agrarbevölkerung über den 
Preis. Diese Form einer Sozialpolitik zugunsten 
der Agrarbevölkerung schafft aber neue Unge­
rechtigkeiten. Denn die „sozial schwachen“ Be­
völkerungskreise müßten zugunsten der Land­
wirte wesentlich größere Opfer bringen, als es 
bei der Zahlung direkter Einkommensübertra­
gungen aus dem allgemeinen Steueraufkommen 
der Fall wäre.
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In this book, industrial pricing decisions are analysed in a complex simulation model. The problem of 
optimal pricing is one on which established practice and traditional theory have long held opposing 
views. The simulation shows that when the theoretical model is extended to take better account of the 
complicated conditions affecting a modern, multiproduct firm, its modified conclusions as to optimal 
price are much better reconciled with the procedures adopted in practice. This may be the starting 
point for a more realistic discussion of industrial pricing.
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